Die Steuerverweigerung der National Verſammlung 
1848. | 
Es iſt bekannt, daß durch die Königl. Botſchaft vom 8. November 
1848 die Verlegung der damaligen National-Verſammlung von Berlin 
nach Brandenburg angeordnet worden iſt, und daß nach Publication 
dieſer Botſchaft die Berathungen der Verſammlung hier ſofort einge⸗ 
ſtellt werden ſollten. Es iſt ferner bekannt, daß ungeachtet dieſer Bot: 
ſchaft der großere Theil der Verſammlung ſeine Verathungen fortſetzte 
und daß einige Tage darauf von mehreren Mitgliedern dieſes Theils 
der Verſammlung der Antrag eingebracht worden iſt, einen Beſchluß 
dahin zu fallen, daß das Ministerium weder zur Verwendung der 
Staatsgelder, noch zur Erhebung der Steuern berechtigt ſei. Es -ijt auch 
bekannt, daß eine Commiſſion zur Prüfung des Antrages ernannt und 
daß einige Tage ſpäter ein auf die Steuerverweigerung abzielender Be: 
ſchluß gefaßt worden iſt. Jene Zeit gehört der Geſchichte an, wir kön⸗ 
nen uns deshalb einer weiteren Mittheilung über die einzelnen That: 
ſachen enthalten. Die Thätigkeit eines Theils der aufgelöſten National: 
Verſammlung beſtand nach Faſſung des Beſchluſſes darin, dieſen Be⸗ 
ſchluß und den Commiſſionsbericht drucken zu laſſen und beide hier und 
in den Provinzen zu verbreiten. Man hatte hierbei die ausgeſprochene 
Abſicht, dem Beſchluſſe Folge zu verſchaffen und die Regierung zur 
Entlaſſung des Miniſterii und Aufhebung der Botſchaft zu nöthigen. 
In der Verſendung und Verbreitung dieſer Proclamation wurde das 
Verbrechen des verſuchten Aufruhrs gefunden und als hierbei bethei— 
ligt wurden vierzig und einige ehemalige Mitglieder der gedachten Na⸗ 
tional⸗Verſammlung bei dem hieſigen Stadt⸗Schwurgericht angeklagt. 
Das Urtheil lautete nur gegen einige wenige auf Schuldig. 

Zu den Angellagten gehörte auch der vormalige Regierungs-Re⸗ 
ferendarius Rudolph Schramm (Abgeordneter für Striegau), welcher 
ebenfalls beſchuldigt wurde, durch Verſendung mehrerer Exemplare des 
oben erwähnten Beſchluſſes dahin gewirkt zu haben, denſelben zur 
Ausführung zu bringen. Schramm wurde zur Unterſuchung gezogen, 
edictaliter geladen und am 26. Juni 1851 durch das hieſige Stadt: 

wurgericht in contumaciam wegen verſuchten Aufruhrs zum Ver: 
luſte der National⸗Cocarde und zu ſechs Monaten Gefängniß verur⸗ 
theilt. — Der Angeklagte, Schramm, iſt vor Kurzem nach Preußen 
1 und hat, in Gemäßheit des Art. 44 des Geſetzes vom 3. 
Mai 1852, eine neue mündliche Verhandlung beantragt. Der Anllage⸗ 
Senat des königl. Kammergerichts hat darauf, in Berücksichtigung der 
milderen Beſtimmungen des inzwiſchen emanirten Strafgeſetzbuchs, die 
Sache nicht vor das Schwurgericht, ſondern vor die vierte Strafde⸗ 
putation des hieſigen Stadtgerichts (drei Richter) verwieſen. Geſtern 
fand Termin zur mündlichen Verhandlung an, in welchem der Ange⸗ 
klagte, Schramm, in Begleitung des Rechtsanwalts Lewald, als Ver⸗ 
theidiger, erſchienen war. Das öffentliche Miniſterium wurde durch 
den Oberſtaatsanwalt Schwarck vertreten. Nach Verleſung der An⸗ 
lage wurde von der Vertheidigung aus drei Gründen die Incompe⸗ 
tenz des Gerichts behauptet, und zwar wurde ausgeführt, daß 1) hier 
das Verbrechen nicht verübt worden, 2) daß nach Art. b. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 allein ein Geſchworenengericht, welches auch in der 
Bade bereits erkannt, zu entſcheiden habe, und 3) daß die nach § 167 
A. Th. 11. Tit. RO ange die C i 
0 e 
Der Ober⸗Staatsanwalt hielt die geſtellten Anträge auf Incom⸗ 
petenzerklärung für nicht zutreffend und das Gericht wies den Antrag 
auch zurück, weil hier allerdings, durch Abſendung der Beſchlüſſe, die 
That verübt worden und weil nach Art. 4 des Einführungsgeſetzes zum 
Strafgeſetzbuche die zur Competenz des Gerichts gehörige mildernde 
Strafe des Strafgeſetzbuchs anzuwenden, wodurch auch die Vorſchrift 
des Art. 6 der oben angezogenen Geſetze für erledigt erachtet werden 
müſſe. Hiernächſt wird der Angeklagte vernommen. Derſelbe behauptet, 
ſich bei ſeinen Handlungen als Abgeordneter ſtrenge in den geſetzlichen 
Grenzen bewegt zu haben. Darüber, ob er bei der Abſtimmung über 
den Steuerverweigerungsbeſchluß zugegen geweſen, wünſcht er ſich 
nicht auszulaſſen. In Betreff der Verbreitung des Beſchluſſes erkennt 
der Angeklagte ein Schreiben an einen ſeiner Wähler, den Bauerguts⸗ 
er Hamann, an, in welchem demſelben mehre Exemplare der Ber 
ſchlüſſe übermittelt worden ſind. Daß er Zuſendungen auch an andere 
Personen gemacht, wird nicht erwieſen. Das erwähnte Zugeſtändniß 
es Angeklagten macht die Vernehmung der geladenen Schreibverftän: 
igen üͤberflüſſig und der Ober⸗Staatsanwalt führt, indem er feinem 

idoyer den Aufruhrparagraphen 167 des 20. Tit. Thl. II. A. L. R. 
zum Grunde legt, die Schuld des Angeklagten aus. Hr. Schwark er⸗ 
ennt dann an, daß der Aufruhr, wie er im Strafgeſetzbuch $. 91 defi⸗ 
nirt worden, hier nicht vorliege und will den §. 87 des Strafgeſetzbuchs 
angeivendet wiſſen, welcher verordnet, daß derjenige, welcher zum Un: 
gehorſam gegen die Geſetze oder Verordnungen oder gegen die Anord⸗ 
nungen der Obrigkeit öffentlich auffordert oder anreizt, mit einer Geld— 
buße bis zu 200 Thlrn. oder Gefängniß von 4 Wochen bis zu 2 Jahren 
beſtraft werden ſolle. Er findet die öffentliche Aufforderung darin, daß 
der Beſchluß zur Veröffentlichung überſandt worden. Sein Antrag 
lautet auf vier Monate Gefängniß. Der Vertheidiger führt das Nicht: 
ſchuldig aus und der Angeklagte bringt Thatſächlich nicht vor. Das 
Urtheil lautet auf Freiſprechung, legt dem Angeklagten aber die 
Koſten des früheren Contumacialverfahrens zur Laſt, In den Gründen 
wird anerkannt, daß nach den thatſächlichen Feſtſtellungen angeſehen 
9. 237 des zur Zeit geltend geweſenen Tit. 20 Th. II. A. L. R., wegen 
des moraliſchen Zwanges zwar verſuchter Aufruhr vorliege, daß auf 
dieſen Thatbeſtand aber der vom Aufruhr handelnde §. 91 des Strafge⸗ 
ſetzbuchs nicht angewandt werden konne, weil der Begriff deſſelben gegen 
früher ein anderer, hier nicht zutreffender, und daß auch nach 8. 
des, Strasgeſedbuchs der Entſcheidung nicht zum Grund gelegt wer 

en könne, weil eine öffentliche Aufforderung zum Ungehorſam gegen 
ordnungen der Obrigkeit nicht in medlo ſei. pl 


ent Zur Statiſtik Rußlands. 

* Das Ministerium der innern Angelegenheiten hat uns bereits mit 

„en Materialien zur Statiftil Rußlands bereichert, die ſeit 1825 um: 
er verſchiedenen Titeln herausgegeben wurden; außerdem erſchienen 
noch ſpecielle derartige Mittheilungen im Journale dieſes Miniſteriums. 
Durch Allerhochſten Ukas vom 4. März d. J. wurde das ehemalige 
Statiftifhe Cemite des Ministeriums in ein „ Statiſtiſches Central⸗ 
Gomite umgeſtallet, welches ſich unter dem Präfivium des Minister 
Gehülfen befindet und aus zwei Abtheilungen: der „ſtatiſtiſchen“ und 

der landſchaftlichen“, peſteht. Die ſtatiſtiſche Abtheilung ift verpflichtet, 

g Ihre beiten zur Kenntniß des Publikums zu bringen. Gegenwärtig 
ind von derſelben „Statiſtiſche Tabellen des ruſſiſchen Kaiſerreichs für 

Jahr 1856“ erſchienen. Dieſes Buch beſteht aus drei Abſchnitten: 


Beilage zu No. 


1859. 


Freitag, den 11. März 


1) Tabellen über Gouvernements und Provinzen; 2) Allgemeine Ta⸗ 
bellen über das Kaiſerreich, und 3) allgemeine ſtatiſtiſche Folgerungen. 
In den erſten beiden Abſchnitten find die Gouvernements und Provin: 
zen unter drei Abtheilungen gebracht: die europäiſchen Gouvernements 
und Provinzen (40 Tabellen), die Statthalterſchaft von Kaukaſien (7 Ta⸗ 
bellen) und die Sibiriſchen Gouvernements und Provinzen (9 Taballen). 
In jeder Tabelle iſt angeführt: a) in den Gouvernements im Allgemei⸗ 
nen; deren Flächeninhalt nach Deſſjatinen und Quadratwerſten; die 
Anzahl der Bevölkerung in den Gouvernements, Kreis-, Hafen: u. a. 
Städten, Poſſaden und Flecken; die Anzahl der ländlichen Bevölkerung 
und der Schüler in den Unterrichtsanſtalten; der Jahreswerth der Fa: 
brik⸗ und Gewerbthaͤtigkeit in den Gouvernements; die Anzahl der in 
den drei Gilden aufgegebenen Capitalien, — b) In den Städten, Poſſa⸗ 
den und Flecken, nach Kreiſen und Bezirken, die Anzahl der Geborenen 
und Geſtorbenen, ſo wie der geſchloſſenen Ehen. — e) In Städten, 
Poſſaden und Flecken die Anzahl der Kirchen, Häuſer und Buden, jo: 
wie die Summe der Stadteinkünfte pro 1856. — d) In den Kreiſen 
überhaupt, mit Einſchluß der in ihnen befindlichen Städte, die Anzahl 
des Hausviehes. — Der zweite Abſchnitt beſteht aus ſechs Tabellen, in 
denen alle Gouvernements- und Provinzial: Verfchläge angeführt und 
die Proportional:Beziehungen der Verſchläge im ganzen Reiche zuſam⸗ 
mengeſtellt werden. Wir finden in dieſen Tabellen: 1) den Flächenraum 
der Goupernements und Provinzen, deren Eintheilung in Kreiſe und 
Provinzen, ſowie die Summe der localen Bevölkerungen; 2) die Be⸗ 
völkerung; 3) Bewegung der Bevölkerung; 4) die Volksbildung; Fabri⸗ 
ken und Hüttenwerke; Handels⸗Capitalien, Stadteinkünfte; 5) die Vieh⸗ 
zucht; 6) vergleichende Liſte der Städte nach ihrer Bevölkerung nebſt 
Angaben der ſtädtiſchen Einnahmen. ; 

Der dritte Abſchnitt enthält allgemeine ſtatiſtiſche Folgerungen, zu: 
ſammengeſtellt vom Mitgliede des ſtatiſtiſchen Comité's, Wirkl. Staatsrath 
A. Gr. Troinizki. Dieſer Abſchnitt iſt verſtändig und ſorgfältig be: 
arbeitet und bietet viel Intereſſantes, das bisher entweder gar nicht be⸗ 
kannt, oder doch nicht genau feſtgeſtellt war. Wir berichten im Intereſſe 
unſerer Leſer Einiges aus dieſem Abſchnitte: 

„Der Flächeninhalt des ruſſiſchen Kaiſerreichs in Europa erſtreckt 
ſich auf 96,412 geographiſche Quadratmeilen (darunter zählt das König⸗ 
reich Polen 2320 M. und das Großfürſtenthum Finnland 6873 M.; in 
Aſien auf 239,556 M. (darunter die Statthalterſchaft von Kaulaſien 
6436 M.); in Amerika auf 17,500 M., in Summa 358,468 geographiſche 
Quadratmeilen. Am allergrößten unter den Provinzen des Gouverne— 
ments Rußlands iſt Jakutsk (3,500,000 Q.⸗Werſt); am allerkleinſten 
Kutais (10,827 Q.⸗Werſt), Die Bewohner beiderlei Geſchlechts im gan: 
zen Kaiſerthum können in runder Zahl (mit Ausnahme der kaukaſiſchen 
Bergſtädte und der nordamerikaniſchen Anſiedler) auf 713 Mill. ange⸗ 
ſchlagen werden. Was Dichtigkeit der Bevölkerung anbelangt, ſo kamen 
im Jahre 1856 im europäiſchen je Rußland 600, in der kaukauſiſchen 
Statthalterſchaft je 478, in Sibirien 15 Seelen auf die Quadratmeile. 
Die allerſtärkſte Bevölkerung war im Moskauſchen Gouvernement, je 
55 Seelen auf der Quadratwerſt. — Im Jahre 1856 wurden 2,706,892 
Menſchen geboren und ſtarben 2,146,892, alſo eine Zunahme der Be— 
völkerung von 559,974 Individuen. Schulen waren 8227 im Kaiſer⸗ 
thum mit 450,002 Schülern, ſonach kamen auf 100 Bewohner 0,70 Ler⸗ 
nende. — In Fabriken und Hüttenwerken wurden im Laufe von 1856 
durch Arbeit gewonnen: im europäiſchen Rußland 221,180,587 Rbl. 
S.; in der Statthalterſchaft von Kaukaſien 550,781 Rbl. S.; in Sibi⸗ 
rien 604,594 Abl. S. Vor Allem wurde in den Gouvernements Mos— 
kau (38,978,895 R.), St. Petersburg (37,754,985, R.), Wladimir 
(20,763,528 Abl.) und Perm (19,272,171 R.) durch Arbeit gewonnen.“ 

In der Vorrede wird geſagt, daß die „Statiſtiſche Abtheilung“ die 
Abſicht hat, alljähelich ähnliche Arbeiten herauszugeben und es ſich 
vorbehält, dieſelben nach und nach zu verbeſſern und im Programm 
nach Möglichkeit zu ergänzen. Auch iſt im Plane, ins Künftige dieſen 
Tabellen ſtatiſtiſche Karten beizufügen, behufs überſichtlicher Verglei⸗ 
chung der Gouvernements unter einander laut der hauptſächlichen ſtati⸗ 
ſtiſchen Folgerungen. (Dieſes Werk iſt in allen Buchläden Peters⸗ 
burgs und Moskaus für 1 Abl., mit Ueberſendung durch die Poſt für 
13 Rbl. Silb. zu haben.) - (Oekon. Anz.) 


Deulſchland. 


Berlin, 8. März. Der „Publiziſt“ ſchreibt: Die Einrei⸗ 
chung von Begnadigungsgeſuchen iſt in den letzten Jahren immer 
allgemeiner geworden und jeder Verurtheilte glaubt, daß Um⸗ 
ſtände für ihn ſprechen, welche ihn der Gnade würdig erſcheinen 
laſſen. Es iſt natürlich, daß nur ein geringer Theil der Imme⸗ 
diatgeſuche allerhöchſten Orts Berückſichtigung findet. Jetzt fon 
die Zahl der Suppliken dieſer Art täglich mehr als 60 betragen. 

— In Ergänzung einer früheren Mittheilung über die 
künftig gültigen Bedingungen für die Zulaſſung zum einjährigen 
Freiwilligendienſt iſt zu berichtigen daß von Anfang des nächſten 
Jahres an der halbjährliche Beſuch der Secunda eines Gymna⸗ 
ſtums, bez. der Prima einer Realſchule an Stelle der bloßen 
Reife für dieſe Klaſſen gefordert werden ſoll. Die Erlangung 
der nöthigen Befähigung auf dem Wege des Privatſtudiums ſoll 
nach wie vor völlig gültig bleiben. 

— Da die neueſte Wendung der Dinge in Wien und 
Paris die Kriegsgefahr nicht mehr als dringend erſcheinen läßt 
und das Miniſterium vielleicht auch bei Gelegenheit des Pferde- 
ausfuhrverbots Anlaß nehmen wird, ſich über die augenblickliche 
Lage zu äußern, ſo wird die vom Abgeordneten H. v. Arnim 
beabſichtigte Interpellation wahrſcheinlich ganz unterbleiben. Da 
diefe Angelegenheit ſchon im Voraus in deutſchen Blättern mehr- 
fach beſprochen worden iſt, ſo theilt die „Nat.⸗3tg.“ den Inhalt 
der beabſichtigt geweſenen Interpellation in Folgendem mit: „Die 
fortdauernde und von Tage zu Tage ſich ſteigernde Spannung 
der politiſchen Verhältniſſe zwiſchen zwei europäiſchen Großmäch⸗ 
ten, ſowie die notoriſchen großen Kriegsrüſtungen derſelben, ma⸗ 
chen die Erhaltung des Friedens in Europa jemehr und mehr un⸗ 
wahrſcheinlich. Es muß vorausgeſetzt werden, daß Preußen für 
den Fall, daß ſeine im Verein mit anderen unbetheiligten Groß- 
mächten eingelegten vermittelnden Bemühungen ſich fruchtlos er⸗ 
weiſen ſollten, rechtzeitig die geeigneten Vorkehrungen getroffen 
haben wird, um für alle Eventualitäten gerüſtet zu ſein, und daß 
es ſich fortgeſetzt dieſer Fürſorge widmet. 

Und es kann zugleich nicht bezweifelt werden, daß Preußen 
nach ſeinem erkannten Beruf als europäiſche und deutſche Groß⸗ 
macht entſchloſſen iſt, feine, ſo wie des gemeinſamen Vaterlan⸗ 
des Ehre und Intereſſen gegen unprovocirte Angriffe oder unge⸗ 
vechtfertigte Zumuthungen durch thätige und energiſche Einſetzung 
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feiner ganzen Macht, im Verein mit dem verbündeten Deutſch⸗ 
land, nach allen Seiten hin zu wahren und zu ſchützen. 

Wenn anerkannt werden muß, daß unſere hohe Staatsre⸗ 
gierung bisher keinen dringenden Anlaß hatte, ſich über die anges 
regten Punkte öffentlich zu äußern, ſo ſcheint jetzt der Moment 
gekommen, wo eine desfallſige geeignete Erklärung von hohem 
Werthe ſein könnte, und jedenfalls weſentlich zur Beruhigung des 
Landes, ſowie des geſammten Deutſchlands, welches erwartend 
auf Preußen blickt, beitragen würde, indem dadurch der Möͤglich⸗ 
keit Raum gegeben wäre, dem gemeinſamen Vaterlande die Seg⸗ 
nungen des Friedens zu erhalten und zugleich die Zuverſicht ges 
währt würde, daß dies nur unbeſchadet der Ehre und Würde 
Preußens und Deutſchlands geſchehen werde. b 

Aus dieſen Gründen wird die gegenwärtige Interpellation 
unter Vorbehalt näherer Motivirung an das hohe Staatsminiſte⸗ 
gerichtet.“ N = 

Die in der vorſtehenden Interpellation bezeichnete Politik 
iſt weſentlich verſchieden von derjenigen, welche in der Broſchüre 
„Preußen und die italieniſche Frage“ befürwortet wird. 

Berlin, 9. März. Der „Staats⸗Anzeiger“ enthält einen 
Allerhöchſten Erlaß vom 13. Dezember v. J., betreffend die Ge⸗ 
nehmigung zu der von der Saarbrücker Eiſenhlltten-Geſellſchaſt 
beabſichtigten Herſtellung und Benutzung einer Eiſenbahn von der 
nach dem Burbachthale führenden Zweigbahn der Saarbrücker 
Eiſenbahn nach ihren Etabliſſenents bei dem Dorfe Burbach und 
weiter nach der Saar. 

— Eine Verfügung des gegenwärtigen Cultus und Unter⸗ 
richtsminiſteriums hält einen Miniſterialerlaß von 1844 über die 
Nichtzulaſſung chriſtlicher Kinder zum Beſuch einer jüdiſchen Pri⸗ 
vatſchule aufrecht. Jene Verfügung lautet wörtlich: „Auf die Ein⸗ 
gabe vom Sten v. M. eröffne ich Ihnen, daß Sie nach Maß. 
gabe des Art. 112 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 
aus dem Art. 22 nicht das Recht herleilen können, chriſtliche Kin⸗ 
der in Ihre jüdiſche Privatſchule aufzunehmen. Die Verfügung 
der königlichen Regierung vom 25. Febr. d. J., durch welche 
Ihnen dieſes unterſagt wird, entſpricht vielmehr den beſtehenden 
Beſtimmungen, und muß es bei denſelben bewenden.“ 

— Nach der im Dezember v. J. ſtattgehabten Zählung 
belief ſich die hieſige Bevölkerung, mit Ausſchluß des Mi⸗ 
litärs, auf 463,645 Perſonen. Hiervon gehörten 15,338 dem 
Judenthume an. 

Berlin, 9. März. Aus dem ſechſten Bericht der Petitions-Com⸗ 
miſſion (ſiehe die geſtrige Zeitung) tragen wir heute noch Folgendes 
nach: Adolph v. Mizerski gehörte im Jahre 1818 zu den polniſchen 
Cadres, die ſich im Großherzogthum Poſen gebildet hatten. Er ſtarb in 
Schrimm an Wunden, die er bei der Erſtürmung von Kions durch die 
preußiſchen Truppen erhalten hatte. Im Jahre 1857 wollte der Vater, 
Partikulier Anton v. Mizerski zu Poſen, auf fein Grab die Inſchrift 
ſetzen laſſen: „Wanderer, bete für die Seele des verſtorbenen Anton v. 
Mizerski.“ Nachdem das Denkmal beinahe fertig, habe der Landrath 
Funk daſſelbe zerſtören laſſen. Anton v. Mizerski beantragt: 1) das 
Denkmal errichten zu können, 2) ihm 25 Thlr. 27% Sgr. von ihm einge⸗ 
zogene Koſten, welche die Zerſtörung des Denkmals verurſacht, zu er: 
hatten. 3) den Landrath Funk wegen widerrechtlicher Beſchädigung 
fremden Eigenthums zur Unterſuchung zu ziehen, 4) die katholiſchen 
Kichhöfe im Großherzogthum Poſen denſelben Schutz genießen zu 
laſſen, wie die proteſtantiſchen und jüdiſchen. Der Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar erklärt, daß dem Petenten die von ihm eingezogen Koſten erſtat⸗ 
tet werden ſollten. Die Kommiſſion hat darauf beſchloſſen: ad 1 dem 
Miniſterium zur Berückſichtigung zu empfehlen, ad 2 Tagesordnung, 
ad 3 dem Miniſterium zur Berückſichtigung zu empfehlen, ad 4 durch 
die beſtehenden Geſetze für erledigt zu erachten. Bei den übrigen 12 
Petitionen iſt Tadesordnung beantragt. Er 

— Der neulich eingebrachte Antrag des Abgeordneten Den⸗ 
zin und 23 Mitglieder der Fraction Pückler liegt nunmehr ge⸗ 
druckt vor. Er geht dahin: „das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, unter 
Berückſichtigung des beigefügten Geſetzentwurfs, welcher im Jahre 

1852 vom pommerſchen Provinzial-Lanptage berathen und ange» 
nommen wurde, eine Geſetzvorlage, wo möglich noch in dieſer 
Seſſion, zu machen, wodurch die ſehr verwickelten Lehnsverhält⸗ 
niſſe in dem Herzogthum Alt, Vor⸗ und Hinterpommern einer 
Regulirung unterworfen werden.“ Die Antragſteller heben die 
anomale Natur der pommerſchen Lehne hervor, die ſich insbeſon⸗ 
dere darin äußert, daß die Lehne von dem Lehnsbeſitzer verſchul⸗ 
det und falls er mit lehnsfähiger Deſcendenz verſehen iſt, ſelbſt 
veräußert werden können, Statt alſo die Güter den Familien zu 
erhalten, ſei durch die pommerſche Lehnsverfaſſung das gerade 
Gegentheil hiervon erreicht worden; denn das Faktum ſei nicht 
wegzuleugnen, daß mindeſtens zwei Drittel der alten pommerſchen 
Lehne ſich jetzt in fremder Hand befinden. Zur Begründung des 
Ankrages wird hauptſächlich auf einen vor mehreren Jahren im 
„Juſtiz-Miniſterialblatt“ enthaltenen Auffag Bezug genommen. 

O. Minden 8. März. Nach einer Beſtimmung des Herrn Fi⸗ 
nanzminiſters und des Herrn Miniſters für landwirthſchaftliche 
Angelegenheiten dürfen der Rentenbank für Weſtphalen und Rhein⸗ 
provinz auf Grund derjenigen Auseinanderſetzungsgeſchäfte, welche 
ſpäter als am 31. Januar c. bei der zuſtändigen Behörde bean⸗ 
tragt werden, keine Renten mehr überwieſen werden. — Die hie⸗ 
ſige Königliche Regierung hat in Folge mehrfach darüber geführe 
ter Klage, daß von Kaufleuten und anderen nicht conceſſionirten 
Perſonen ſolche Stoffe und Mittel feil gehalten werden deren 
Verkauf nur den Apothekern zuſteht, den betreffenden Behörden 
die ſtrengſte Wachſamkeit auf die Beachtung der dieſerhalb ergan- 
genen geſetzlichen Beſtimmungen aufgegeben. 

Stuttgart, 5. März. Kraft Verfügung des Finanzmini⸗ 
ſteriums dürfen auf der Württembergiſchen Eiſenbahn und den 
Württembergiſchen. Bodenſee⸗Dampfbooten von nun an bis auf 
Weiteres keine Pferde mehr ohne beſondere Genehmigung des 
Finanzminiſteriums transportirt werden. 5 

Hannover, 7. März. Das Finanz⸗Miniſterium hat auf 
Grund der Zolloereing⸗Verträge ein Verbot der Pferdeausfuhr 
aus dem Königreiche über die Grenzen gegen, das Zollvereins⸗ 
Ausland erlaſſen. Das Verbot, tritt mit dem 10. d. M. in Kraft, 

Dresden, 7. März. Auch hier iſt die Ausfuhr von Pier. 
den — die Zollvereins⸗Grenze vom 10. d. M. an verboten 
worden. 


Hamburg, 7. März. Das Komité vom 22. Januar war 


heute vor den Polizeiherrn geladen, der ihm im Auftrage des 
Senats eröffnete, daß es in Folge der in den öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen in der Tonhalle gehaltenen „aufreizenden Reden“ 
ſich der Zuſammenberufung von Verſammlungen zu ähnlichen 
Zwecken, wie die bisherigen, fortan enthalten habe. Auf die Bitte 
um eine ſchriftliche Mittheilung dieſer Eröffnung antwor⸗ 
tete der Polizeiherr, daß er zu einer ſolchen keinen Auftrag habe, 
die Bitte jedoch dem Senate vortragen wolle. — 

Hamburg. 5 März. Einer heute erlaſſenen Bekannt⸗ 
machung des Senats zufolge ift der nächſte Rath⸗ und Bürger⸗ 
Konvent auf den 14. d. M. angeſetzt. Es werden in demſelben 
die von der Beſprechungs⸗Kommiſſion revidirten vier Gefegent: 
entwürfe zur Verhandlung kommen, von denen der erſte Verän⸗ 
derungen in der Organiſation des Senats, der Finanzbehörden 
und der Kommerz⸗Deputation, der zweite Veränderungen in der 
Organiſation der Juſtiz, der dritte die Eutſcheidung von Kom⸗ 
petenz⸗Konflikten zwiſchen Verwaltungs ⸗Behörden und Gerichten 
betrifft und die vierte die tranſitoriſchen Beſtimmungen enthält, 
welche ſich auf die Veränderungen in der Organiſation des Se⸗ 
nats, der Juſtiz- und der Finanzbehörden beziehen. 

Itzehoe, 5. März. Die Sitzungen der Ständeverſamm⸗ 
lung, ſchreibt man der „Deutſchen Reichszeitung“ werden wohl 
ſchon nächſten Mittwoch nach einſtimmiger Annahme des Berich⸗ 
tes des Verfaſſungsausſchuſſes ihr Ende erreichen, denn ſelbſt Ad⸗ 
vokat Lehmann hat den Gedanken an eine Oppoſition bereits 
‚ aufgegeben. Das Aktenſtück wird demnach, fo wie es vorliegt, der 
Ausdruck der Meinung der Stände ſein und bleiben. 

— 7. März. (Tel. Dep. d. P. Z.) Der königliche Com- 
miſſar erklärte heute in der Verfaſſungs-Angelegenheit, daß die 
Regierung den Hauptantrag des Ausſchuſſes zurückweiſe, und daß 
der letztere ſeine Kompetenz überſchritten habe. Der Präſident kon⸗ 
ſtatirt, daß der Ausſchuß die Friedenshand geboten. 

Hannover, 3. März. Die zahlreichen öſterreichiſchen Of⸗ 
fiziere, welche auf Urlaub ſich hier aufhielten, find, der „Weſ. Z.“ 
zufolge, dieſer Tage ſämmtlich zu ihren Regimentern zurückberu⸗ 
fen worden. 

Frankfurt a. M., 5. März. (A. Z.) Hr. von Bismark⸗ 
Schönhauſen verläßt heute unſere Stadt, um ſeinen nenen Poſten 
als Geſandter Preußens in St. Petersburg anzutreten. — Herr 
von Uſedom wurde der Bundesverſammlung durch den Präſidial⸗ 
geſandten vorgeſtellt. Der Bundeskanzleivirector und Protokoll 
führer der Bundesverſammlung, Legationsrath von Dumreicher, 
iſt für mehrere Wochen mit Urlaub nach Wien gereiſt. In ſei⸗ 
ner Abweſenheit werden ſeine geſchäftlichen Obliegenheiten durch 
den interimiſtiſchen Geſchäftsträger Oeſterreichs bei der freien 
Stadt Frankfurt, den erſten Legationsſeeretär Braun, derjehen. — 
In dieſen Tagen fauden die Bedienſteten der Sicherheitsbehörde 
früh Morgens in den Straßen der Stadt einen Brandbrief, wel⸗ 
cher im. Laufe der Nacht verbreitet worden war. Derſelbe trug 
den Titel: „Der Staatsanzeiger der deutſchen Nation.“ ſollte 
angeblich „von den vereinten Volksfreunden in Frankfurt a. M., 
Berlin, Wien und Schleswig“ herausgegeben und hier gedruckt 
fein. Die Brandſchrift forderte zu Umſturz, Republik und Com- 
munismus auf, ſuchte den Arbeiterſtand zu fanatiſiren und rieth 
zur Bildung von Geheimbünden. „Krieg den Paläſten, 
Friede den Hütten!“ ſei der Wahlſpruch der Republik Der 
hier erſcheinende demokratiſche „Volksfreund“ fällt ſcharf über vieſe 
Mache her. Er wittert darin die Abſicht Unkraut unter den Wei⸗ 
zen zu ſäen in einem Moment da die Einigkeit aller Parteien 
Dentſchlands ſo ſehr noth thue. Das Flugblatt, ſagte er, gehe 
nicht von Demokraten aus, nicht von Volksfreunden; Verräther 
hätten es verbreitet, der Erbfeind ſelbſt habe es 1 es ſei 
ein franzöſiſches Machwerk, ein Erzeugniß wälſcher Hinterliſt, 
man wolle die Eintracht ſtzren, Argwohn, Mißtrauen und Zwie⸗ 
tracht ausſäen. — Franzöſiſche Agenten gehen fortwährend ab 
und zu. Die Herren ſind leicht kenntlich an einem gewiſſen mili⸗ 
tairiſchen Typus in den Geſichtern. — 

München, 5. März. Das Verbot der Pferdeausfuhr lau⸗ 
tet: Maximilian II. ze. Wir finden Uns bewogen, auf Grund 
des 8. 3 des Zollvereinsgeſetzes vom 17. Nov. 1837, und im 
Hinblick auf die Zollvereinsverträge die Ausfuhr von Pferden 
über die äußere Zollgränze (gegen das Zollvereinsausland) bis 
auf weitere Verfügung zu verbieten. Unſer Staatsminiſterium 
des Handels und der öffentlichen Arbeiten iſt jedoch ermächtigt, 
auf einzelne Gränzſtrecken fo wie für einzelne Fülle ausnahms⸗ 
weiſe beſondere Erleichterungen für den kleinen Gränzverkehr ein⸗ 
treten zu laſſen. Dieſes für ganz Bayern gültige Ausfuhrverbot, 
auf deſſen Uebertretung die in den 88. 1, 11, 13 bis 16 des 
Zollſtrafgeſetzes vom 17. Nov. 1837 angedrohte Strafe der Con⸗ 
trebande Anwendung finden, hat ſofort in Wirkfamkeit zu treten. 
München, 5. März 1859. (gez.) Max. Frhr. v. d. Pfordten.“ 

München, 6. März. Das am geſtrigen Tage erlaſſene 
Verbot der Pferde⸗Ausfuhr, ſchreibt der „Nütrnb. Corr.“, iſt von 
jenem, welches aus Anlaß der neuenburger Händel am 7. Jan. 
1857 erging, infofern verſchieden und ſtrenger, als letzteres die 
Fohlen, welche nicht über 2 ½ Jahre alt waren, fo wie Pferde, 
welche durch bayeriſches Gebiet nur vurchpaſſirten, ſofern hier⸗ 
über ein glaubwürdiger Ausweis geliefert wurde, von dem Ver⸗ 
bote ausnahm, während die geſtern erſchienene Verordnung ſolche 
Ausnahmen nicht geſtattet. Im Uebrigen find beide Verordnun⸗ 
gen gleichlautend. f 

Aus der Pfalz, 3. März. Auch in unſern Feſtungen 
Landau und Germersheim fängt es an in militäriſcher Beziehung 
lebendiger zu werden. Sicherem Vernehmen nach find in beiden 
Feſtungen Verproviantirungsbefehle erlaſſen worden. Auch ſoll 
den Bürgern derſelben bereits die Eventualität einer Garniſons⸗ 
vermehrung und Bequartierung in den Privatwohnungen angedeutet 
worden ſein. Eine Bundes⸗Militärinſpection unſerer beiden Fe⸗ 
ſtungen iſt bereits angeordnet. Sonderbar, daß in dieſem Monate, 


wo an der Oſtgrenze Frankreichs es anfängt in militäriſcher Be⸗ 


ziehung ſehr lebendig zu werden, die Garniſon von Straßburg 
ſo ſchwach iſt, wie leit langen Jahren nicht. Es ſollen kaum 
2000 Mann in dieſer großen Grenzfeſtung ſtehen. Weißenburg hat 
kaum 100 Mann Garnifon. Es ſcheint faſt, als wolle Frank 
reich durch dieſe ungemein ſchwachen Grenzgarniſonen den Frie⸗ 
densverſicherungen feiner diplomatiſchen Agenten bei den deutſchen 
Bundeshöfen den gehörigen Nachdruck verleihen. 
England. 5 

London 7. März. Die, Times“ enthält heute eine ſehr 
ſarkaſtiſche Amwort auf den Moniteur-Artikel. Derſelbe ſchließt 
„mit folgenden Worten: „Man wird es uns hoffentlich verzeihen, 
wenn wir den Wunſch auszuſprechen wagen, daß die von dem 
Kaiſer erfundene neue Art des Friedens etwas weniger koſtſpielig 
für ſeine Nachbarn gemacht werden und daß Frankreich dazu 


vermocht werden könnte, ruhig unter ſeinen Weinlauben und Fei⸗ 
genbäumen zu ſitzen feine Felder zu mähen und ſeine Oliven aus- 
zupreſſen, ohne einen furchtbaren Apparat von Zerſtörungs Werk- 
zeugen, welcher, wenn er auch ohne Zweifel viel zu ſeinem Frie⸗ 
den im Junern, zur Entfaltung ſeiner Hilfsmittel und zu Erſpar⸗ 
niſſen in ſeinen Finanzen beiträgt, uns, ſeinen weniger glückli⸗ 
chen und reichen Nachbarn und Bundesgenoſſen, eine ſehr läſtige 
und unerträgliche Bürde in Geſtalt von Gegenrüſtungen auferlegt. 
Mit Freuden vernehmen wir, daß Frankkeich ſich den Künſten 
des Friedens widmet; nur würden wir es gern ſehen, daß dies 
mit weniger Aufwand an Geld, Credit und Sicherheit geſchehe.“ 
An einer andern Stelle ſchreibt die „Times““: „Wie wir 
hören, ward auf einem am Samstag Statt gehabten Meeting 
der Führer der alten Whig⸗Partei beſchloſſen, daß Lord John 
Ruſſell gelegentlich des Antrages auf zweite Leſung der Reform- 
Bill als Amendement eine Reſulution beantragen ſolle, dahin 
lautend, daß das Haus der Gemeinen nicht in die Beſtimmung 
willigen werde, welcher zufolge den Wählern, die jetzt Grafſchafts⸗ 
Stimmen auf Grund von in Städten gelegenem Eigenthum be⸗ 
ſitzen, das Stimmrecht entzogen werden ſoll, und eben ſo wenig 
in die Beſtimmung, daß die nichtanſäſſigen Eigenthümer freien 
Grund beſitzes in Städten auf Grund davon ſich bei den Wahlen 
ſtäptiſcher Parlaments⸗Mitglieder betheiligen. Man glaubt, daß 
die ganze liberale Partei dieſe Reſolution unterſtiltzen wird.“ 
Die Königin gab am Samstag zur Feier der Taufe ihres 
Enkels ein Diner, welchem u. A. der preußiſche Geſandte nebſt 
Gemahlin beiwohnte. 14199 
Italien. 


Mailand, 2. Marz. Mit dem geſtrigen Tage begann 
die Armee die Kriegsgebühr (doppelten Sold) zu beziehen. Heute 
traf hier wieder eine Brigade ein. In Vorarlberg wird dem Ver⸗ 
nehmen nach ein Obfervations⸗Corps von 20,000 Mann aufge- 
ſtellt. Feldzeugmeiſter Freiherr von Heß wird heute Abends in 
Verona erwartet. Das Kammando der hier concentrirten Trup⸗ 
pen ſoll von Sr. Kaiſerl. Hoheit, dem durchl. Herrn Erzherzog 
Albrecht übernommen werden. Das ſonſt hier garnifonirende 4. 
Depot⸗Bataillon des italieniſchen Regiments Erzherzog Albrecht 
wird heute nach Junsbruck verlegt. 

Turin, 3. März. Der Indipendente meint, die Zeit ſei 
gekommen, um nunmehr zur Verſtärkung des Heeres die letzte 
Aushebungs⸗Klaſſe einzuberufen. m „ 

Aus Florenz, 4. März, wird dem „Nord“ geſchrieben: 
„Aus guter Quelle erfahre ich, daß die Krankheit des Königs von 
Neapel beſonders in einem Nerven-Paroxysmus beſteht, der ſich 
täglich zwei Mal einſtellt; die Krankheit iſt, wie mir verſichert 
wird, tödlich.“ | er 

— Wie der „Indipendente“ aus Novara, 4. Mär, ge⸗ 
ſchrieben wird, war in Mailand folgende Proclamation ange: 
schlagen: „Tagesbefehl des Volkes. Seid ruhig, ſo wünſcht es 
Cavour. — Die Angelegenheiten ſtehen gut. — Die ganze Aus 
gend ziehe aus. Ich habe ſo eben meinen Obol in der Provin⸗ 
cial⸗Caſſe hinterlegt. Die Subſeription beläuft ſich bereits auf 
25 Millionen Franken.“ ad 

Venedig, 4. März. Die Haltung der Bevölkerung ift 
fortwährend ganz befriedigend, und verläuft der Carneval in ges, 
wohnter Heiterkeit. 151 f ö 

N Spanien. f 


Madrid, 2. März. Die Eſpana meldet, daß die meiſten 
Prälaten Spaniens der Königin Vorſtellungen wegen des Preß⸗ 
geſetz-Entwurfes machten. Der Erzbiſchof von Tarragona 
wandte ſich an die Königin als Prälat und an die hohe Kammer 
als Senator des Königreichs. Der Erzbiſchof von Valladolid, 
die Biſchöfe von Avila, Zamora und andere richteten Vorſtellun⸗ 
gen an die Königin aus Anlaß des Verkaufes der Stifts⸗Güter! 
— Die Iberia widerſpricht der Nachricht, daß ſpaniſche Truß⸗ 
pen die franzöſiſchen in Rom erſetzen werden. 8 

R uiß land bis 

Petersburg, 28. Februar. Es heißt, eine hochgeſtellte 
Perſon ſei mit einer Miſſion betraut ins Ausland gereiſt, um 
durch entſprechende Mittheilung jeden Zweifel über die Intentio⸗ 
nen des hieſigen Cabinets — die jedenfalls eine ſtreng neutrale 
Richtung haben — zu zerſtreuen. Andere behaupten, der nach 
einem telegraphiſchen Berichte vorgeſtern ins Auslaud abgereiſte 
Fürſt Italiiski und Graf Somorow-Nymnitski, General- Hon⸗ 
verneur der Oſtſee⸗Provinzen, ſei damit beauftragt; doch ſcheint 
dies minder glaublich, da der Fürſt notoriſch ſchon früher Urlaub 
erhalten hat. Dagegen iſt Fürſt Dolgorukow wirklich vor eini⸗ 


gen Tagen von hier abgereiſt. Auch die höchſt auffallende und 


plötzlich eingetretene Schweigfamleit und Mäßigung unſerer öffent⸗ 
lichen Organe bezeichnet ſehr, verſtändlich die Abueigung gegen 
die vertragswidrige Preſſions-⸗Politik Frankreichs, welche ſchließ⸗ 
lch zu weit ſchlimmeren Conſequenzen als ſelbſt politiſcher Un⸗ 
dank, wenn folder, überhaupt denkbar, führen muß. 

Warſchau, 4. März. Der Jahrestag der Throubeſtei⸗ 
gung Kaiſer Alexander II. wurde geſtern hier in allen Kirchen 
und Gotteshäuſern mit großer Feierlichkeit begangen. Abends fand 
im großen Theater eine Feſt⸗Vorſtellung bei freiem Entree ſtatt, 
und die Stadt war gläuzend erleuchtet. General Paniutin ver⸗ 
anſtaltete zur Feier des Tages eine große Ballfeſtlichkeit. 

Tür ke i. n 

Konſtantinopel, 26. Februar. Um falſchen Angaben 
über die Conceſſton der neuen türkiſchen Bank zu begegnen, giebt 
die „Preſſe d'Orient“ vom heutigen Tage aus beſter Quelle fol⸗ 
gendes Näheres über die zwiſchen der Pforte und den Actionären 
vereinbarten Bedingungen an: „Die Juhaber der Conceſſion har 
ben 15,000 Pfd. St. Caution geſtellt. Die aus engliſchem und 
ſchweizeriſchem Capital beſtehende Geſellſchaft wurde mit einem 
Capital von einer Million Pfd. Sterling gegründet. Sie hat das 
Recht das Dreifache dieſer Summe in Papieren auszugeben, und 
die türkiſche Regierung eutſagt dem Rechte Papiergeld zu emittis 
ren. Ein türkiſcher Miniſter wird Gouverneur der türkiſchen Bank, 
welche ihre Operationen beginnt, ſobald die Einziehung der Kai⸗ 
mes vollſtändig bewirkt iſt.“ 2 

— Die Nachrichten aus der Levante reichen bis zum 26. 
Febr. Bei Sophia und bei Niſſa werden zwei Armee-Corps 
aufgeſtellt, jedes zu 10,000 Maun; das eine unter Osmann 


Paſcha, das andere unter Ismail Hali Paſcha. Die beiden Com- 
miſſare der Pforte in der Walachei und in der Moldau haben 


Buchaxeſt und Jaſſy verlaſſen und ſich mit dem ihnen zugetheilten 
Perfonal auf den Rückweg nach Konſtantinopel begeben. Auch 
Kabuli Efendi, der Pforten⸗Commiſſar in Serbien, iſt von Bel— 
grad abgereiſ't. Die Commiſſare für die Feſtſetzungn der mon⸗ 
tenegriniſchen Gränze werden ſich nächſtens verſammeln, um die 
Aufſtellung der betreffenden Gränzpfähle vorzunehmen. 


| 
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Mannigfaltiges. 

Der „Z. für Nordd.“ wird von Berlin berichtet, daß die 
Telegraphen-Fabrikanten Siemens und Halske eine ſinnreiche ter 
legraphiſche Einrichtung zur Erleichterung der Abſtimmungen in 
den Kammern erfunden haben. Von jedem Platze geht ein Lei⸗ 
tungsdraht zu dem Orte, wo die Einſammlung der Stimmen 
erfolgt, und die Maſchine wirft mit jenem Druck einen Zettel in 
die Urne, der die Zeichen Ja oder Nein enthält, entweder mit 
Angabe des Platzes oder auch ohne dieſe. 


Waaren⸗Märkte. 
Berlin, 8. März (B. u. H. Z.) (Butter) Das Geſchäft in 
dieſem Artikel war in vergangener Woche lebhafter als bisher. Feine 
und feinſte Qualitäten geſuchter und beſſer bezahlt. In mittel und or⸗ 
dinairer Waare war die Nachfrage und der Umſatz noch gering. 

Man notirte: Feinſte Mecklenburger 36-384 %, mittel 34-36 
Sie, Meckl. Grenzbutter 30—35 ., Pommerſche 24—26 , Netz⸗ 
brülcher 21— 26 Fa, Preußiſche 22—24 %., Graudenzer, Schwerer, 
Culmer 23—24 9, Schleſiſche Tonnen 22—24 %, Glatzer, Kübe 
8 18 A E % a ha 20-25 &. ang 
Weimar. 30— „ div. ord. Sorten 16—20 28. laumenmu 
—9 Fe, Schweineſchmal 21—23 5 , . f g 

Mecklenburgiſche Mä kte. Roſtock, 5. März. Butter in Ton⸗ 
nen 143 ß., Bauerbutter 13—14 ß., Holländer 17-18 ß. — Grabow, 
5. März. Bitter in Gebinden, feine Waare 15 ßf., Bauer⸗ 10-115, 
Holländer 15. — Waren, 5. März. Butter 14 —158ß., Alles ur U. 


— 


Audiatur et altera pars. 
l (Eingeſandt.) hei 

So gerne wir unſern werthen Gaſt, Herrn Friedrich Devrient, 
wie es ſo viele Andere thun, nur leben möchten, ſo ſehr überdies no 
gegen den Gaſt Rückſichten geboten ſein mögen, ſo glauben wir doch 
nicht ſchweigen ji dürfen, wo es die Wahrheit frei von Parteilichkeit 
zu verfechten gi ur in dieſem Sinne und Bewußtſein erlauben 
wir uns folgende Bemerkungen: f - 

Das Schauspiel — wir gehen auf Shakspeare's Worte im Hamlet 
zurück — hat wie jede ſchoͤne Kunſt, als höchſte aller zum Zweck, der 
menſchlichen Natur den Spiegel vorzuhalten, indem es fie ver eiftigt, 
fie idealiſirt. Insbeſondere, und in directer Weiſe hut es die 890 
Die Natur ihres Helden, wie jeder andern Perſon des Stücks, iſt fein 
Character, welcher in den Situationen, die das Göttliche in jenem 
patürlihen Character weckend de im Innern und die and⸗ 

ung nach außen hervorrufen, — ſich idealiſch verllärt. Dieſes ſoll 
der Schauspieler zur Anſchauung bringen; er joll durch feine en 
tion, ſein Schaffen, unſer Empfangen, unſere Reproduction, mittelſt 
der Phantafie im Gefühle — weniger Bewußtſein — bewirken. Er 
Wen er hee den woe die Natur organiſch in ſich 
aufni g ie, den ieldi olge 
vorn. de che geiflgt orten des Schauſpieldichters folgend, 

ir ragen? that dieſes Herr Devrient als Poſa in Don Carlos! 

2 ti Urtheile nach nicht. — Der Poſa Schiller's iſt — nicht Nor 
dun iker — aber er iſt Idealiſt von Natur, von Character, durch und 
durch. Herr Devrient dagegen gab uns bald den 30 15 glatten, 
gracibs geſtirenden und converſirenden Hofmann ß ne 
im Glas Waſſer), bald, und meiſtens den maßloſen Enthuſiaſten, der 
dabei aller Natur Bohn ſpricht. Denn ein Raſen — ein Wimmern, 
wieder ein muſikaliſches Tonſpiel im Ausdruck der Worte: dieſes macht 
den Idealiſten, den Liebhaber, den Helden noch nicht. Es entbehrte in 
dieſem Falle der Naturwahrheit, es ſerſchien als Künſtelei, wennglei 
durch Routine verdeckt, Ja es war viel Routine dabei, wir leugnen 
nicht, aber mam blieb bei dieſer ſtehen, es war nichts, oder wenig meht 
als ſolche: als Mechanismus, Manier des Spieles, ein ſchablonenhafter 
Formalismus. e . 3 

„Und wenn es gleichwohl Viele giebt, die ſolchem Spiele Beifall in 
Fülle ſpenden, ſo wird, man glaube es, dieſer nicht der wahren, 

unſt, der Naturverklärung gezollt, ſondern eben 
Kunſtgriff, der Effecte fabricirend, feine Natur in Formen des Erhabe⸗ 
nen kleidend, dem weniger Gebildeten dennoch zu imponiren, ja zuwei⸗ 
len ihn ſogar zu elektriſiren verſteht. u * 1 her 

Fern ſei es uns, Herrn Devrient's ſchauſpieleriſche Begab 


für gewiſſe Gebiete ſchmälern zu wollen; aber er überſchätze ſie nicht! 


Er wolle nicht alle die Rollen ſeines großen Onkels — Emil D., deſſen 
Heldendarſtellungen wir nach Neigung wie bewußter Ueberzeugung die 
höchſte Bewunderung zollen, — auch für ſich und ſein Talent in An⸗ 
peu nehmen, Es gehörte dazu eine umfaſſendere Tiefe der Empfin⸗ 
ung als Herr Friedrich D. blicken läßt. Als Bolingbroke z. 
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